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Regeste

Darlehen an Schweizer im Ausland

Erwägungen

E. 1.1
Gemäss Art. 31 des Verwaltungsgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 (VGG, SR 173.32)
beurteilt das Bundesverwaltungsgericht - unter Vorbehalt der in Art. 32 VGG genannten
Ausnahmen - Beschwerden gegen Verfügungen nach Art. 5 des Bundesgesetzes vom 20.
Dezember 1968 über das Verwaltungsverfahren (VwVG, SR 172.021), welche von einer in
Art. 33 VGG aufgeführten Behörde erlassen wurden. Darunter fallen Entscheide des BJ
nach dem ASFG.

E. 1.2
Das Bundesverwaltungsgericht übernimmt, sofern es zuständig ist, die Beurteilung der am
1. Januar 2007 bei den Eidgenössischen Rekurs- und Schiedskommissionen oder bei den
Beschwerdediensten der Departemente hängigen Rechtsmittel und wendet das neue
Verfahrensrecht an (Art. 53 Abs. 2 VGG). Gemäss Art. 37 VGG richtet sich das Verfahrens
vor dem Bundesverwaltungsgericht nach dem VwVG, soweit das Gesetz nichts anderes
bestimmt.

E. 1.3
Als Verfügungsadressat ist der Beschwerdeführer durch die angefochtene Verfügung
besonders berührt und er hat ein schutzwürdiges Interesse an deren Aufhebung (vgl. Art. 48
Abs. 1 VwVG). Auf die frist- und formgerecht eingereichte Beschwerde ist daher
einzutreten (vgl. Art. 50 und 52 VwVG), soweit es um die Pflicht zur Rückerstattung von
Unterstützungsleistungen sowie die Höhe dieser Rückerstattung geht. Denn nur die
Rückerstattungspflicht und gegebenenfalls die Höhe der Unterstützungsleistungen, die
zurückerstattet werden müssen, betreffen das durch Verfügung zu regelnde
Rechtsverhältnis zwischen dem BJ und dem Beschwerdeführer. Vereinbarungen über die
Zahlungsmodalität zwischen dem BJ und einer Zahlstelle bzw. zwischen dem
Beschwerdeführer und einer Zahlstelle haben mit dem Rechtsverhältnis zwischen dem BJ
und dem Beschwerdeführer direkt nichts zu tun, weshalb vorliegend die vertraglichen
Abmachungen oder Vereinbarungen mit der Schweizerischen Ausgleichskasse in Genf,
wonach rückerstattungspflichtige Beträge von der IV-Rente des Beschwerdeführers
abgezogen und direkt dem BJ überwiesen werden, auch nicht Inhalt einer entsprechenden
Verfügung der Vorinstanz sein können. Dass das BJ sich in der angefochtenen Verfügung
zu dieser Vereinbarung mit der Ausgleichskasse äussert, vermag daran nichts zu ändern,
weil Gegenstand des Beschwerdeverfahrens u.a. nur sein kann, was nach richtiger
Gesetzesauslegung Gegenstand des erstinstanzlichen Verfahrens hätte sein sollen (vgl.



ALFRED KÖLZ/ISABELLE HÄNER, Verwaltungsverfahren und
Verwaltungsrechtspflege des Bundes, 2. Aufl., Zürich 1998, Rz. 404), was - wie bereits
gesagt - für allfällige Abmachungen mit einem Dritten nicht der Fall ist. Demnach ist im
vorliegenden Beschwerdeverfahren nicht zu beurteilen, ob die vom Beschwerdeführer der
Ausgleichskasse erteilte Ermächtigung, monatliche Abzüge von der IV-Rente zur Tilgung
der Schulden an das BJ zu überweisen, gültig zustande gekommen ist bzw. nachträglich
widerrufen werden konnte. Immerhin ist auch die Schweizerische Ausgleichskasse selbst
der Ansicht, dass der Versicherte den Zahlungsauftrag widerrufen kann, wenn keine
Unterstützungen gemäss ASFG mehr beansprucht werden (vgl. Schreiben der
Ausgleichskasse an das BJ vom 16. November 2004).

E. 2
Mit Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht kann die Verletzung von Bundesrecht
einschliesslich Überschreitung oder Missbrauch des Ermessens, die unrichtige oder
unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhaltes sowie, wenn nicht eine
kantonale Behörde als Beschwerdeinstanz verfügt hat, die Unangemessenheit gerügt
werden (Art. 49 VwVG). Das Bundesverwaltungsgericht wendet im Beschwerdeverfahren
das Bundesrecht von Amtes wegen an. Es ist gemäss Art. 62 Abs. 4 VwVG an die
Begründung der Begehren nicht gebunden und kann die Beschwerde auch aus anderen als
den geltend gemachten Gründen gutheissen oder abweisen. Nach der Rechtsprechung des
Bundesgerichts ist vor dem Sozialversicherungsgericht für die richterliche Beurteilung
grundsätzlich der rechtserhebliche Sachverhalt zur Zeit des Erlasses der angefochtenen
Verfügung massgebend (BGE 129 V 1 E. 1.2 mit Hinweisen, vgl. auch THOMAS
LOCHER, Grundriss des Sozialversicherungsrechts, 3. Auflage, Bern 2003, S. 489 Rz. 20).
Zwar ist in casu nicht direkt eine sozialversicherungsrechtliche Angelegenheit wie z.B. der
Anspruch oder die Festlegung der Höhe einer Rente betroffen. Da es u.a. aber um die
Festlegung einer periodisch auszurichtenden Geldsumme zur Tilgung früher bezogener
Sozialhilfegelder geht, wobei bei der Berechnung jeweils der momentane Aufwand für den
Lebensunterhalt herangezogen wird, ist es in Analogie zur vorgenannten Praxis angebracht,
vorliegend ebenfalls auf die tatsächlichen Verhältnisse zur Zeit der angefochtenen
Verfügung (September 2004) abzustellen.

E. 3.1
Der Bund gewährt Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern, die sich in einer
Notlage befinden, im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen Fürsorgeleistungen (Art. 1
ASFG). Gemäss Art. 5 ASFG werden solche Unterstützungen nur an Personen ausgerichtet,
die ihren Lebensunterhalt nicht hinreichend aus eigenen Kräften und Mitteln, Beiträgen von
privater Seite oder Hilfeleistungen des Aufenthaltsstaates bestreiten können.

E. 3.2
Nach Art. 19 Abs. 1 ASFG sind Unterstützungen zurückzuerstatten, wenn der Unterstützte
keiner Hilfe mehr bedarf und ein angemessener Lebensunterhalt für ihn und seine Familie
gesichert ist. Auf die Rückforderung kann ganz oder teilweise verzichtet werden,
insbesondere wenn der Rückzahlungspflichtige in bescheidenen Verhältnissen lebt, wenn
andere Billigkeitsgründe vorliegen oder wenn die Rückforderung nur einen geringen Betrag
ausmacht (Art. 34 ASFV).

E. 4.1



Der Beschwerdeführer verlangt in seiner Rechtsmitteleingabe zunächst den vollständigen
Verzicht von der Pflicht zur Rückerstattung der ihm und seinen Kindern ausgerichteten
Fürsorgegelder und somit auch die Rückzahlung des dem BJ vergüteten Betrags von Fr.
41'618.-(rückwirkend ausbezahlte IV-Renten). Mit der monatlichen Rente der IV und dem
Ertrag aus dem Restaurationsbetrieb bedurfte der Beschwerdeführer zweifellos keiner
finanziellen Hilfe mehr und konnte sich offenbar einen angemessenen Lebensunterhalt für
sich und seine Kinder sichern (vgl. Art. 19 Abs. 1 ASFG). Seit ihm die (volle) IV-Rente
monatlich ausbezahlt wird, hat er denn auch keine Unterstützungsleistungen mehr verlangt.
Somit sind die Voraussetzungen für eine Rückerstattung der bezogenen Fürsorgegelder
grundsätzlich erfüllt. Gründe für einen vollständigen Verzicht gemäss Art. 34 ASFV sind
nicht ersichtlich. Einerseits handelt es sich bei der Rückerstattungsforderung (insgesamt Fr.
96'531.45) nicht um einen geringen Betrag. Andererseits lebt der Beschwerdeführer in
Santo Domingo - insbesondere im Vergleich zur dort lebenden Durschnittsbevölkerung -
nicht in bescheidenen Verhältnissen. Auch andere Billigkeitsgründe, die einen
Rückforderungsverzicht rechtfertigen würden, liegen nicht vor. Die vom Beschwerdeführer
erwähnte Ausnahmebestimmung (vgl. Art. 19 Abs. 2 ASFG), wonach - unter Hinweis auf
die seinen Kindern ausgerichteten Beiträge - Unterstützungsleistungen, die jemand vor
seiner Mündigkeit bezogen hat, nicht zurückgefordert werden, findet hier keine
Anwendung. Die Leistungen der Kinder waren Teil der gesamten Sozialhilfe, die dem
Beschwerdeführer, der als Vater ja die Pflicht hat, für seine Kinder aufzukommen,
ausbezahlt wurden. Er - und nicht die Kinder - ist somit der alleinige Schuldner bei der
Rückerstattung. Anders wäre es nur, wenn Beiträge direkt an Minderjährige aufgrund
eigenen Rechts gesprochen und ausgezahlt worden wären. Diese Auslegung der
Ausnahmebestimmung entspricht im Übrigen der Regelung, wie sie zum Teil auch die
Kantone bei der Rückerstattungspflicht von Sozialhilfesleistungen kennen (vgl. z.B. § 13
Abs. 2 des basellandschaftlichen Sozialhilfegesetzes vom 21. Juni 2001 [SGS 850] oder
Art. 18 Abs. 2 des Sozialhilfesgesetzes des Kantons St. Gallen vom 27. September 1998
[sGS 381.1]). Geradezu unbillig wäre es hingegen, auf die Rückforderung jenes Betrages zu
verzichten, den die Ausgleichskasse für den Zeitraum gesprochen hat, als der
Beschwerdeführer noch von der Vorinstanz unterstützt worden ist (November 2002 bis
Dezember 2003). Durch eine Auszahlung der für diese Zeit zugesprochenen Rente würde
der Beschwerdeführer in ungerechtfertigter Weise bereichert, was dem Sinn und Zweck
sowohl des ASFG (vgl. Art. 1 und 5 ASFG) als auch der Invalidenversicherung
widersprechen würde (vgl. Art. 1a Bst. b des Bundesgesetzes vom 19. Juni 1959 über die
Invalidenversicherung [IVG, SR 831.20]). Mit seiner Unterschrift vom 19. August 1998
unter das Formular "Rechte und Pflichten" hat er sich zudem ausdrücklich bereit erklärt,
nachträglich eingehende Sozialversicherungsleistungen, welche für den
Unterstützungszeitraum gewährt werden, mit der Unterstützung gemäss ASFG verrechnen
zu lassen. Eine solche Verrechnung ist denn auch nicht durch Art. 22 Abs. 1 des
Bundesgesetzes vom 6. Oktober 2000 über den Allgemeinen Teil des
Sozialversicherungsrechts (ATSG, SR 830.1) ausgeschlossen, wonach der Anspruch auf
eine Sozialversicherungsleistung grundsätzlich weder abtretbar noch verpfändbar ist. Das
BJ hat gegenüber dem Beschwerdeführer mit den geleisteten Unterstützungsbeiträgen
Vorleistungen bzw. Vorschusszahlungen erbracht. Bei den vom 1. November 2002 (Beginn
des Rentenanspruchs) bis Ende Dezember 2003 von der IV zugesprochenen Beiträge
handelt es sich demnach um Nachzahlungen, die mit den gennannten Vorleistungen
verrechnet werden können (vgl. Art. 20 Abs. 2 ATSG i.V.m. Art. 22 Abs. 2 Bst. a ATSG).



E. 4.2
Der Beschwerdeführer ersucht eventualiter um Rückbezahlung eines angemessenen Teils
des von der Schweizerischen Ausgleichskasse dem BJ vergüteten Betrages von Fr. 41'618.-
und begründet dies insbesondere damit, dass ihm von Ende 2003 bis und mit Juni 2004
keine Sozialhilfeleistungen mehr ausgerichtet worden seien. Tatsächlich liess sich die
Vorinstanz von der Schweizerischen Ausgleichskasse auch den Betrag für den Zeitraum
vom Januar bis Juni 2004 auszahlen, in dem der Beschwerdeführer nachweislich gar keine
Unterstützungsleistungen mehr bezogen und im Hinblick auf die in Aussicht gestellte
IV-Rente auch keine mehr verlangt hat. Entgegen den Vorbringen des BJ in seiner
Vernehmlassung vom 29. November 2004 ist eine Verrechnung von früher gewährten
Unterstützungsleistungen mit IV-Renten für die besagten sechs Monate aber nicht
gerechtfertigt. Einerseits liegt kein Einverständnis des Beschwerdeführers für diesen
Zeitraum vor. Andererseits hat er sich - wie den von ihm eingereichten Belegen zu
entnehmen ist - in dieser Zeit durch Aufnahme von Darlehen von insgesamt 7'300 USD
verschulden müssen. Inwiefern in casu eine Vorenthaltung der rückwirkend für Januar bis
Juni 2004 zugesprochenen Beiträge der IV nach Meinung der Vorinstanz etwas mit dem
Konzept des ASFG zu tun hat, wonach nur Zahlungen zur Deckung des laufenden
Unterhalts vorgesehen sind, ist nicht ersichtlich. Wie bereits erwähnt, hat der
Beschwerdeführer gar keine Unterstützungsleistungen gestützt auf das ASFG mehr
beantragt. Infolgedessen kann sich die Vorinstanz auch nicht auf das ASFG berufen, um
dem Beschwerdeführer Rentenbeiträge der IV vorzuenthalten, die ihm für einen Zeitraum
zugesprochen worden sind, als er von ihr nicht mehr unterstützt worden ist. Dasselbe ergibt
sich aus den Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe
(SKOS-Richtlinien), welche grundsätzlich auch vorliegend zur Anwendung gelangen (vgl.
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts C-1265/2006 vom 31. Januar 2008, E. 4.1). Danach
dürfen nachträglich eingehende Sozialversicherungsleistungen nur dann mit im Voraus
ausgerichteten Sozialhilfegeldern verrechnet werden, wenn die Leistungen und die
Sozialhilfegelder denselben Zeitraum betreffen (vgl. Kapitel F.2 der SKOS-Richtlinien;
BGE 121 V 17 E. 3.b S. 19 f.).

E. 4.3
Als Zwischenergebnis ist demnach festzuhalten, dass die Vorinstanz nur eine Verrechnung
mit den Beiträgen der Schweizerischen Ausgleichskasse hätte vornehmen dürfen, welche
dem Beschwerdeführer für den Zeitraum vom 1. November 2002 bis Ende 2003
zugesprochen worden sind.

E. 5
Der Beschwerdeführer beantragt ferner den Verzicht auf einen monatlichen Abzug von
seiner Rente beziehungsweise auf eine angemessene Kürzung dieses Abzuges. Nachfolgend
ist daher zu prüfen, ob die Einnahmen und die anrechenbaren Ausgaben des
Beschwerdeführers es zulassen, von ihm monatliche Rückzahlungen zur Tilgung seiner
Restschulden zu verlangen. Gegebenenfalls ist die Höhe dieser monatlichen Rückzahlung
festzulegen.

E. 5.1
Die Einnahmenseite ist - mit Ausnahme des der Berechnung jeweils zugrunde gelegten
Wechselkurses - kaum umstritten. Neben der Rente von Fr. 2'196.-, was bei dem im
Zeitpunkt der angefochtenen Verfügung (September 2004) gültigen Wechselkurs (1 CHF =



ca. 27,5 DOP im Durchschnitt dieses Monats [http://www.waehrungskurs.de]) rund 60'000
DOP ergibt, kommen die Erträge aus dem Restaurationsbetrieb des Beschwerdeführers
hinzu, die gemäss seinen eigenen Angaben durchschnittlich 15'000 DOP ausmachen, also
insgesamt 75'000 DOP im Monat.

E. 5.2.1
Die jeweiligen Budgets in Bezug auf die Ausgaben differierten zunächst stark, wobei das
BJ die grössten Korrekturen im Budget vom Juli 2004 bei den Positionen "Frei verfügbarer
Betrag" (- 10'000 DOP), "Gebühren für Radio, TV, Telefon, Internet" (- 3'400 DOP),
"Bildung und Ausbildung" (- 13'800 DOP), "Nicht versicherte Therapiekosten (- 28'000
DOP) und "Weitere Hilfesleistungen (Haushalthilfe)" (- 5'000 DOP) vorgenommen hat.
Während das Budget des Beschwerdeführers damals monatliche Ausgaben von insgesamt
128'000 DOP aufwies, kam das BJ auf 39'500 DOP, wobei gestützt auf interne Richtlinien
ein Zuschlag von 50% addiert wurde, total also rund 60'000 DOP. Bei diesem Budget fällt
insbesondere auf, dass für nicht versicherte Medikamente und Therapien sowie
Ausbildungskosten (Schulgelder für die Kinder), obwohl vom Beschwerdeführer teilweise
belegt, massive Abstriche vorgenommen worden sind. Dies lässt sich auch mit den
Richtlinien des BJ für die Bemessung der materiellen Hilfe gemäss ASFG allein nicht
erklären, weil die Vorsinstanz vorher - insbesondere was die Kosten für die Ausbildung der
Kinder betrifft - gestützt auf das ASFG entsprechende Beiträge bewilligt hat. Andererseits
hat der Beschwerdeführer bei einigen Ausgabepositionen im Budget vom Juli 2004 viel zu
hohe Beträge aufgeführt. In seiner Replik vom 12. Januar 2005 hat er denn auch ein Budget
vorgelegt, welches nur noch monatliche Ausgaben von rund 74'000 DOP aufweist. Mehr als
40% davon machen die Ausgaben für Bildung (15'000 DOP) und Gesundheit (15'000 DOP
für Medikamente und 1'500 DOP für Sauerstofftherapie) aus. Bei voller Anrechnung dieser
Ausgaben, würde der Beschwerdeführer einen kleinen Überschuss (ca. 1'000 DOP bzw. 35
CHF) erzielen. Wenn man dazu noch eine nicht zu unterschätzende Reserve bei der
Erstellung eines solchen Budgets (u.a. schwankende Wechselkurse und Teuerung)
berücksichtigt, bleibt für eine Rückzahlung der Restschulden nichts übrig.

E. 5.2.2
Aufgrund der vom Beschwerdeführer dargelegten gesundheitlichen Situation (vgl.
Arztzeugnis vom 11. Oktober 2004) ist davon auszugehen, dass seine Ausgaben für
nichtversicherte Medikamente (vgl. u.a. Rechnung der Farmacia Carmen vom 17. April
2004) und Therapien für die Stabilisierung seiner Gesundheit auch notwendig sind. Die von
der Vorinstanz diesbezüglich vorgenommenen Abstriche beim Budget sind daher nicht
gerechtfertigt. Denn ohne diese Medikamente und Therapien kann von einer Sicherung
eines angemessenen Lebensunterhaltes gemäss Art. 19 Abs. 1 ASFG keine Rede sein.
Dasselbe gilt für die im Budget der Vorinstanz lediglich mit einem Betrag von 1'200 DOP
berücksichtigten Ausbildungskosten (Kosten für die Privatschule der Kinder), zumal diese -
wie bereits erwähnt - vorher übernommen worden sind. Bei den übrigen Positionen der
beiden Budgets gibt es - soweit sie vergleichbar sind - nur geringfügige Abweichungen.
Unter diesen Umständen erscheinen die vom Beschwerdeführer aufgelisteten Ausgaben von
rund 74'000 DOP als angemessen und gerechtfertigt, weshalb ein monatlicher Abzug zur
Tilgung seiner Restschuld nicht angebracht ist.

E. 5.2.3



Erst recht nichts übrig für einen monatlichen Rückerstattungsbeitrag bleibt vorliegend,
wenn man bei der Berechnung der sozialhilferechtlichen Rückerstattungspflicht nicht - wie
offenbar die Vorinstanz - vom Existenzminimum bzw. einfachen Grundbedarf ausgeht,
sondern gemäss den SKOS-Richtlinien von einem erweiterten Budget, welches u.a. den
doppelten Ansatz des Grundbedarfs umfasst (vgl. Kapitel H.9 der SKOS-Richtlinien).
Tatsächlich geht aus dem Gesetz selbst nicht klar hervor, dass der angemessene
Lebensunterhalt als Voraussetzung für eine Rückerstattung nach Art. 19 Abs. 1 ASFG mit
den Voraussetzungen, die zur Ausrichtung von Unterstützungsgeldern gemäss ASFG
führen, identisch ist.

E. 5.3
Sollten sich die Verhältnisse inzwischen wesentlich verändert haben (z.B. bezüglich des
Gesundheitszustandes des Beschwerdeführers oder weggefallener Ausbildungskosten für
die Kinder), so kann die allfällige Festlegung einer rückerstattungspflichtigen Summe zur
Tilgung der Restschuld in einem neuen Verfahren erfolgen (vgl. THOMAS LOCHER,
a.a.O., S. 490, Rz. 21). In diesem Sinne ist die Vorinstanz anzuweisen, über die Restschuld
neu zu befinden. Nach den Empfehlungen der SKOS gilt es dabei jedoch zu
berücksichtigen, dass als monatliche Rückerstattung höchstens die Hälfte der ermittelten
Differenz zwischen dem aktuellen Einkommen und dem anrechenbaren Bedarf
einzufordern ist. Auch sollte nach den SKOS-Richtlinien die gesamte Rückzahlungsdauer
vier Jahre nicht überschreiten und auf die Rückzahlung der nach diesem Zeitraum
ungedeckten Auslagen vollständig verzichtet werden.

E. 6
Die Beschwerde ist daher im Sinne der vorstehenden Erwägungen teilweise gutzuheissen,
soweit darauf einzutreten ist. Dem Beschwerdeführer ist die ihm für die Monate Januar bis
Juni 2004 zu Unrecht vom BJ abgezogene IV-Rente im Betrage von Fr. 13'176.- (6 x
2'196.-) - abzüglich allfälliger Sozialversicherungsbeiträge (vgl. Abrechnung in der
Verfügung der Schweizerischen Ausgleichskasse vom 29. Juni 2004) - zurückzuzahlen,
unter Prüfung der Frage eines allfälligen Verzugszinses. Soweit er die Rückzahlung der
gesamten rückwirkend ausbezahlten IV-Rente (Fr. 41'618.-) verlangt, ist die Beschwerde
demgegenüber abzuweisen.

E. 7
Soweit der Beschwerdeführer unterliegt, sind ihm keine Verfahrenskosten aufzuerlegen
(Art. 63 Abs. 1 in fine VwVG i.V.m. Art. 6 Bst. b des Reglements vom 11. Dezember 2006
über die Kosten und Entschädigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht [VGKE, SR
173.320.2]). Da dem Beschwerdeführer keine notwendigen und verhältnismässig hohen
Kosten erwachsen sind, ist - soweit er obsiegt - keine Parteientschädigung zuzusprechen
(Art. 64 Abs. 1 VwVG, Art. 7 Abs. 4 VGKE). Dispositiv Seite 15
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